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Studien zum öſterreichiſchen Vereins- und Berfamm- 
lungsrechte. 
Von Dr. Karl Hugelmann. 
X. 
Die verfaſſungsmüßigen Garantieen des Vereins⸗ und Verſammlungsrechtes. 


Schluß.) 

Dem Reichs gerichte ſteht nach Art. 3, lit. b des Staats⸗ 
grundgeſetzes über ſeine Einrichtung zu „die endgiltige Entſcheidung 
über Beſchwerden der Staatsbürger wegen Verletzung der ihnen durch 
die Verfaſſung gewährleiſteten politiſchen Rechte“. Für unſere Frage 
kommt ſomit alles darauf an, was als ein ſolches „durch die Ver⸗ 
faffung gewährleiſtetes politiſches Recht“ zu gelten hat, welcher der 
verſchiedenen diesfalls ſchon gemachten Auslegungsverſuche zu acceptiren iſt. 

Der einfachſte Ausweg aus allen Schwierigkeiten wäre der, den 
Ausdruck des Geſetzes als einen pleonaſtiſchen zu betrachten und die 
durch die Verfaſſung gewährleiſteten Rechte ſchlechthin als politiſche 
anzuſehen; hiemit wäre der gordiſche Knoten durchhauen. Der Bericht 
des Verfaſſungsausſchuſſes des Abgeordnetenhauſes und jener der 
juridiſchen Commiſſion des Herrenhauſes über das Grundgeſetz ſcheinen 
auch von dieſer Auffaſſung ausgegangen zu ſein, denn während der 
erſte einen der wichtigſten Vortheile des Reichsgerichtes darin ſieht, daß 
„die durch die Verfaſſung ſelbſt gewährleiſteten Rechte der Staats⸗ 
bürger unter gerichtlichen Schutz geſtellt werden“, erklärt der zweite 
als vor dem Reichsgerichte auszutragende Streitſachen kurzweg „Be⸗ 
ſchwerden einzelner Staatsbürger über Verletzung politiſcher Rechte“. 
Allein hier trifft wieder zu, was wir neulich ausgeführt haben, Geſetze 
haben eine von ihren Motiven unabhängige Exiſtenz, gewinnen 
ihre verbindliche Kraft nur aus ſich ſelbſt heraus, und aus dem Geſetze 
ergibt ſich, daß einer ſolchen Auslegung ſchon die grammatiſche Structur 
des Terminus widerſtreitet. „Die durch die Verfaſſung gewährleiſteten 
politiſchen Rechte“ heißt es und nicht die „durch die Verfaſſung 
gewährleiſteten, i. e. politiſche Rechte“, das Organiſationsgeſetz des 


Reichsgerichtes vom 18. April 1869 hat daher ganz folgerichtig in 
feinem 8 17 „die Beſchwerde eines Staatsbürgers wegen Verletzung 
der ihm nach der Verfaſſung zuſtehenden politiſchen Rechte“ im Auge. 
Es kann durch die Verfaſſung gewährleiſtete Rechte geben, welche nicht 
politiſche ſind, und umgekehrt; damit aber ein bezügliches Recht des 
Schutzes durch das Reichsgericht theilhaftig werde, iſt ein Zweifaches 
nöthig, es muß dasſelbe zunächſt ein politiſches und ſodann auch ein 
durch die Verfaſſung gewährleiſtetes Recht ſein. Vereinigen ſich in dem 
Vereins⸗ und Verſammlungsrechte dieſe zwei Qualitäten, ſo ſpitzt ſich 
nach alle dem die Frage zu. 

Wenn man ſich bei dieſer Frageſtellung an die Eingangs ge⸗ 
ſchilderte hiſtoriſche Entwicklung erinnert, dann iſt man von vorneherein 
gerne geneigt, dieſe Frage vom Standpunkte unſeres poſitiv gewordenen 
Rechtes bejahend zu beantworten, welcher Anſicht man auch ſonſt über 
die Stellung des Vereins⸗ und Verſammlungsrechtes im Rechtsſyſteme 
huldigen mag. Ob man theoretiſch dem Aſſociationsrechte den Charakter 
eines politiſchen Rechtes zugeſteht oder beſtreitet, das Eine iſt unleug⸗ 
bar, daß dasſelbe in allen Stadien unſerer Verfaſſungs⸗Entwicklung als 
ein hochwichtiges Freiheitsrecht betrachtet worden iſt, und die Verſuchung, 
es ſofort als ein „politiſches Recht“ im Sinne des Geſetzes anzu⸗ 


erkennen, liegt daher unendlich nahe. Wir wollen indeß die Sache auf 


das hin noch nicht entſcheiden, wir wollen vielmehr gewiſſenhaft nach⸗ 
ſorſchen, ob ſich aus der Terminologie der öſterreichiſchen Geſetzgebung 
überhaupt ein feſter Begriff der „politiſchen Rechte“ herausſchälen läßt. 

In der Decemberverfaſſung kommt der Terminus „politiſche 
Rechte“ nur beiläufig vor; die Grundrechte, welche wir ſeit 1867 
wieder beſitzen, führen nicht den Namen politiſcher, ſondern jenen der 
„allgemeinen Rechte“ der Staatsbürger. Der kritiſche Terminus war 
als Inbegriff einer beſtimmten Reihe von Rechten nur in dem Patente 
vom 4. März 1849 über die durch die conſtitutionelle Staatsform 
gewährleiſteten politiſchen Rechte und in dem Abſchnitte der Verſaſſung 
vom 25. April 1848 über die ſtaatsbürgerlichen und politiſchen Rechte 
der Staatseinwohner gebraucht; auf dieſe zwei Geſetze müſſen wir 
daher vor allem zurückgreifen, um einen Anhaltspunkt zur Beurtheilung 
unſerer Frage zu gewinnen. 

Aus dieſem Vergleiche ergibt ſich nun nur Eines unzweifelhaft, 
das Vereinsrecht iſt in beiden Geſetzen ausdrücklich als ein politiſches 
Recht anerkannt; einen allgemeinen Begriff der politiſchen Rechte aus 
dieſen zwei Geſetzen zu conſtruiren iſt aber unendlich ſchwer, denn 
dem erſten derſelben zumal fehlt es an der hiezu erforderlichen Präci⸗ 
fion. Indeß, dies Eine, daß das Vereinsrecht zweimal ausdrücklich als 
politiſches Recht bezeichnet iſt, genügt uns vorläuſig, es handelt ſich 
uns nun zunächſt darum, weßhalb die Decemberverfaſſung den Ter⸗ 
minus „politiſche Rechte“ mit jenem der „allgemeinen Rechte“ ver⸗ 
tauſcht hat. Wollte ſie dadurch den politiſchen Charakter der in dem 
Staatsgrundgeſetze aufgezählten allgemeinen Rechte negiren? 


Wir glauben, nein. Die Beſtimmungen der „allgemeinen Rechte“ 
ſind in ihrem weſentlichen Inhalte allerdings in dem Geſetze von 1848 
ſowie in jenem von 1849 enthalten, es ſind aber, von Modificationen 
der gemeinſamen Rechtsprincipien ganz abgeſehen, auch neue Normen 
aufgenommen, vor allem die Statuirung eines einheitlichen Staatsbürger⸗ 
rechts, der Unverletzlichkeit des Eigenthums, der Abſchaffung des Unter⸗ 
thänigkeitsverbandes. Es liegt nun nahe, daß, da ſich unter dieſen 
neuen, aus den Kremſierer Grundrechten entlehnten Beſtimmungen 
wenigſtens ein eminentes Privatrecht recipirt ſand, für die Grundrechte 
von 1867 die Bezeichnung derſelben als „politiſche“ Rechte aus dieſem 


dffentliden Rechtes, es iſt ſomit nach unſerer Auffaſſung auf 
Grund des Art. 3. b. dann competent, wenn von einem Staatsbürger 
wegen Verletzung eines ihm durch die Verfaſſung gewährleiſteten öffent⸗ 
lichen Rechtes Beſchwerde erhoben wird. 1) 

Wir kommen nun zu der zweiten Frage. Iſt das Vereins⸗ und 
Verſammlungsrecht durch die Verfaſſung (d. i. nach dem citirten Berichte 
des Verfaſſungsausſchuſſes durch die Staatsgrundgeſetze) gewährleiſtet 
und inwieferne? 

Die Zweifel, welche diesbezüglich auſtauchen können und, wie wir 
ſehr gerne geſtehen, uns ſelbſt lange beſchäftigt haben, wurzeln alle in 


Grunde unterlaffen wurde. Jedenfalls iſt aber durch die neue Terminologie | einem und demſelben Punkte. Das Staatsgrundgeſetz über die allgemei⸗ 


des Staatsgrundgeſetzes die Möglichkeit nicht ausgeſchloſſen, die Mehr⸗ 
zahl der „allgemeinen Rechte“ und fo auch das Vereins- und Ver⸗ 
ſammlungsrecht als politiſche Rechte zu betrachten. 

Forſchen wir nun weiter, ſo findet ſich der Terminus „politiſche 
Rechte“ noch zweimal in der Geſetzgebung von 1867. Das erſte Mal 
iſt es der Fall in dem Staatsgrundgeſetze über die „allgemeinen Rechte“ 
ſelbſt, nämlich in dem Art. 14 desſelben, welcher den „Genuß der 
bürgerlichen und politiſchen Rechte von dem Religiousbekenntniſſe unab⸗ 
hängig“ erklärt. das zweite Mal in dem § 23 des Geſetzes vom 25. 
Juli 1867 über die Miniſterverantwortlichkeit, demzufolge der Staatsge⸗ 
richtshof auf den „zeitlichen Verluſt der politiſchen Rechte“ erkennen kann. 

Vergleicht man dieſe zwei Beſtimmungen, ſo ergibt ſich ein offen⸗ 
barer Widerſpruch in dem Gebrauch desſelben Ausdruckes. 

Das eine Mal find die „politiſchen“ Rechte als der Gegeunſatz 
der „bürgerlichen“ Rechte bezeichnet, hier iſt alſo zweifellos von „öffent⸗ 
lichen Rechten“ zum Unterſchiede von „Privatrechten“ die Rede; es 
ſollte eben normirt werden, daß das Religionsbekenntniß keinen Unter⸗ 
ſchied in der Rechtsfähigkeit, ſei es in privatrechtlicher, ſei es in öffent⸗ 
lichrechtlicher Beziehung, begründe. 

Ein ganz anderer iſt der Sinn des Ausdrucks in dem Geſetze 
über die Miniſterverantwortlichkeit. Die politiſchen Rechte, welche dem 
verurtheilten Miniſter entzogen werden können, ſind unmöglich alle 
öffentlichen Rechte; denn es iſt doch nicht denkbar, daß dem aus dem 
Rathe der Krone entſernten Miniſter die Glaubens⸗ und Gewiſſensfrei⸗ 
heit u. dgl. aberkannt werden ſollte. Die Löſung dieſes Widerſinnes 
liegt darin, daß der Verluſt politiſcher Rechte als Straſe für den ver⸗ 
urtheilten Miniſter in Parallele geſtellt iſt mit der Entlaſſung aus dem 
Staatsdienſte, hier ſind ſomit unſtreitig jene öffentlichen Rechte gemeint, 
welche eine unmittelbare Betheiligung an der Geſetzgebung oder an der 
Staatsverwaltung enthalten, d. i. das active und paſſive Wahlrecht in 
allen feinen Abſtufungen. Es handelt ſich hier darum, einem verur⸗ 
theilten Politiker eine fernere politiſche Thätigkeit unmöglich zu machen, 
und dazu hat das Geſetz folgende Gradation von Ausſchließungsmaß⸗ 
regeln eingeführt. Eine beſtimmte Function im ſtaatlichen Leben, die 
Stimmführung im Rathe der Krone, welche von dem verurtheilten 
Miniſter mißbraucht worden iſt, muß demſelben unbedingt unterſagt 
werden; der verurtheilte Miniſter iſt zu einem ſolchen Amte evident 
unfähig, er hat die Vertrauenswürdigkeit verwirkt. In beſonders quali⸗ 
ficirten Fällen der Schuld kann aber ſeine Unfähigkeit zu jeder Function 
im Staatsorganismus erwieſen ſein, es muß ihm, der als Geſetzveräch⸗ 
ter gebrandmarkt iſt, unmöglich gemacht werden, ſeine verderbliche 
Thätigkeit in anderer Form fortzuſetzen, und daraus ſolgt die even⸗ 
tuelle Entlaſſung aus dem Staatsdienſte ſowie der eventuelle Verluſt 
des activen und paſſiven Wahlrechts. 

Wenn wir nun für unſeren dritten Fall eine der beiden Ausle⸗ 
gungen acceptiren ſollen, dann liegt der in den „allgemeinen Rechten“ 
niedergelegte Sinn ſchon hiſtoriſch näher. Dieſes Geſetz hat ſo wie jenes 
über das Reichsgericht einen ſtaatsgrundgeſetzlichen Charakter, beide ſind 
unter dem gleichem Datum als ein unzertrennliches Ganzes publicirt; 
jenes über die Miniſterverantwortlichkeit hingegen ſteht nicht in dieſem 
Zuſammenhange, es iſt, wenn auch ein wichtiges Verfaſſungsgeſetz, doch 
kein Staatsgrundgeſetz und um fünf Monate früher, für ſich allein er⸗ 
laſſen. Der in den „allgemeinen Rechten“ enthaltene Sinn iſt zudem 
derjenige, welcher gerade der Terminologie der älteren, ſpecifiſch öſter⸗ 
reichiſchen Jurisprudenz in verwandten Beziehungen am meiſten ent⸗ 
ſpricht; wir brauchen nur an die „politiſche Geſetzgebung“, „politiſche 
Geſetzkunde“, „politiſche Behörde“, „politiſche Verwaltung“ u. dgl. 
zu erinnern. Das Reichsgericht iſt nach ſeiner Inſtitution (Art. 1 des 
St. Gr. G. über ſeine Einſetzung) der Gerichtshof zur Entſcheidung 
von Competenzeonflieten und von ſtreitigen Angelegenheiten 
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nen Rechte der Staatsbürger hat in ſeinem Art. 12 das Vereins- 
und Verſammlungsrecht blos in abstracto anerkannt, die die Ausü⸗ 
bung regelnden „beſonderen“ Geſetze, auf welche das Staatsgrundgeſetz 
ausdrücklich verweist, ſind aber nicht gleich den Ausführungsgeſetzen zum 
Schutze der perſönlichen Freiheit und des Hausrechtes formell zu Be⸗ 
ſtandtheilen des Staatsgrundgeſetzes erklärt worden. Aus dieſer Discre⸗ 
panz hat zumal eine in dieſen Blättern laut gewordene Stimme 12) den 
Nachweis zu conſtruiren verſucht, daß der außerordentliche Rechtsſchutz 
des Vereinsrechtes durch das Reichsgericht (wir wollen der eben citir- 
ten Abhandlung folgend das Verſammlungsrecht von nun an bei Seite 
laſſen) nur bei Verletzung der Principien 10 des Vereinsrechtes Seitens 


10 In der Theorie iſt der Begriff der „politiſchen Rechte“ in der Regel 
allerdings enger gezogen. Rösler, welcher die Frage mit ſpecieller Beziehung auf 
das öſterreichiſche Reichsgericht und den Verwaltungsgerichtshof neuerlich in 
Grünhut's Zeitſchrift Band IV, Heft 2, S. 299) erörtert hat, bezeichnet als 
politiſche Rechte diejenigen, „deren Inbegriff das Staatsbürgerrecht im engeren 
Sinne ausmacht, welche alſo nicht bloß die Staatsangehörigkeit, ſondern auch 
eine beſondere, geſetzlich vorgeſchriebene Capacität auf Grund derſelben erfordern, 
und deren Criterium darin beſteht, daß ſie den Unterthanen eine perſönliche 
Theilnahme an der Ausübung der Staatsgewalt gewähren“, und reiht unter 
dieſe das active und paſſive Wahlrecht zu den Vertretungskörpern des Staates 
(nicht aber der Gemeinde) ein. R. kann ſich in der Hauptſache mit Recht auf 
Zöpfl, Pözl, Rönne und Laferriere berufen. Wir haben gegen eine ſolche theore⸗ 
tiſche Conſtruction nichts einzuwenden, unſere Aufgabe beſtand aber darin, die 
Auffaſſung der öſterreichiſchen Geſetzgebung zu erkennen, nicht frei zu con. 
ſtruiren. Nach dieſer aber iſt unferes Erachtens der von R. ſeſtgeſtellte Begriff 
der politiſchen Rechte dem Geſetze über die Miniſterverantwortlichkeit allein eigen, 
im § 425 der Strafproceßordnung z. B, wo offenbar wieder von dem Verluſte 
der von R umſchriebenen, potenzirt öffentlichen Rechte die Rede iſt, führen dieſe 
den Namen der „ſtaatsbürgerlichen“ und nicht der „politiſchen“ Rechte. Auch 
Hye's Auffaſſung (Sammlung der Erkenntniſſe des Reichsgerichtes, IJ. Theil, S. 
XIV) ſcheint uns mit unferer Interpretation des Staatsgrundgeſetzes übereinzu⸗ 
ſtimmen. Wenn wir übrigens lediglich das Vereinsrecht in's Auge faſſen, ſo iſt 
deſſen politiſcher Charakter auch in der Theorie nicht allgemein negirt. Wir 
brauchen nur auf die größte Bearbeitung zu verweiſen, welche die deutſche Lite⸗ 
ratur über das Vereinsweſen beſitzt, auf Stein's Lehre von der vollziehenden 
Gewalt. St. unterſcheidet ſtrenge zwiſchen Verein und Geſellſchaft, das Criterium 
dieſer Trennung beſteht aber eben darin, daß er dem Vereine im Gegenſatze zur 
Geſellſchaft eine ergänzende Stellung in dem Syſteme der öffentlichen Verwal⸗ 
tung zuweist. 

12) Vgl. Nr. 30 des Jahrganges 1871, Jäger „Zur Correctur der Ver⸗ 
waltung durch das Reichsgericht“. 

4%) „Dieſe Prineipien“, fo heißt es in der erwähnten Abhandlung, 
„conſtruiren ſich nicht ſchwer. Denn ſie heben fich aus der Vergleichung des heu⸗ 
tigen Vereinsrechtes mit dem früheren als die Entwicklungsmomente dieſes 
Rechtes zu einem Rechte politiſcher Freiheit gleichſam von ſebſt hervor und beſte⸗ 
hen in folgenden drei Geſichtspunkten: 1. Das Recht, Vereine zu bilden, ſteht 
Jedermann zu, die Perſönlichkeit des Vereinsbildners, deſſen perſönliche Eigen⸗ 
ſchaften können kein hinderndes Moment der Vereinsbildung ſein. (Das Geſetz 
ſelbſt, § 30, ſetzt nur bei politiſchen Vereinen gewiſſe Alters⸗ und Geſchlechts⸗ 
qualificationen feſt.) 2. Die Vereinsbildung unterliegt keiner örtlichen Beſchrän⸗ 
kung. (Nur durch einen Act der Regierung kann unter den Vorausſetzungen 
des § 37 V. G. zeitliche oder örtliche Siſtirung des Vereinsrechtes angeordnet 
werden.) 3. Die Organiſation und Einrichtung der Vereine, die Satzungen der⸗ 
ſelben, unterliegen keiner Conceſſion, keiner Genehmigung der Behörde“. 

Dieſe Principien find offenbar aus der Gegenüberſtellung der Vereins⸗ 
geſetze von 1867 und 1852 conſtruirt und es iſt hiebei von der irrthümlichen 
Vorausſetzung ausgegangen, daß zur Zeit der Erlaſſung des Staatsgrundgeſetzes 
das Vereinsgeſetz von 1867 bereits in's Leben getreten war. Letzteres iſt ent⸗ 
ſchieden unrichtig. Das Vereinsgeſetz wurde allerdings früher publicirt, iſt aber 
erſt nach der regulären Friſt von 45 Tagen, d. i. am 8. Jänner 1863 in 
Rechtskraft erwachſen, während das Staatsgrundgeſetz ſchon am 22 December 
1867 mit feiner Veröſſentlichung auch Geſetzeskraft erlangt hatte. Durch die 
allerdings kurze Friſt von 17 Tagen hindurch hat ſomit trotz des ſtaatsgrund⸗ 
eſetzlich anerkannten Rechtes „Vereine zu bilden“, das Vereinsgeſetz von 1852 
ſein Terrain ungeſchmälert behauptet und, was noch weit wichtiger iſt, auch 
heute ſteht dasſelbe auf einem eingeſchränkten Gebiete in voller Geltung. Die 
Ausübung des Rechtes „Vereine zu bilden“ wird ſomit von dem Geſetze von 
1852 ſo gut wie von jenem von 1867 geregelt, es geht daher nicht an, die Principien, 
nach denen dies Recht ausgeübt werden ſoll, aus der Gegenüberſtellung der zwei 
Geſetze zu conſtruiren. Die Prineipien unſeres praktiſchen Vereinsrechtes können 
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einer Behörde eintrete, rückſichtlich der Judicatur über die Ausübung erſten Satze ebenfalls ein Recht, nämlich, feine Meinung durch Druck 
des Vereinsrechtes hingegen ausſchließlich die Verwaltung die endliche | und andere Mittel frei zu äußern, anerkannt, trotz dieſes ſchon ſeſtge⸗ 


Verantwortung trage. 

Wir geben zu, daß dieſe Argumentation etwas Verlockendes an 
ſich hat, und gerade wir wären von vorneherein ſehr geneigt, den 
Einfluß vager grundrechtlicher Beſtimmungen in die engſten Grenzen 
einzudämmen. Darüber kann ja heute kaum mehr ein Zweifel beſtehen, daß 
wir in unferen Grundrechten von 1867 nur das verſpätete Product 
einer Kinderkrankheit des Conſtitutionalismus zu verzeichnen haben 
und daß die Aufgabe der Geſetzgebung nur darin beſtehen kann, durch 
die vollſtändige Beherrſchung der concreten Lebensverhältniſſe jeden 
Verſuch unmöglich zu machen, theoretiſirenden Principien der Grund⸗ 
rechte zu unmittelbarer Anwendung zu verhelfen. Indeß, wir haben 
es einmal, das Staatsgrundgeſetz über die „allgemeinen Rechte der 
Staatsbürger“, wir müſſen es in dem Syſtem unſeres öffentlichen 
Rechtes nolens volens unterbringen und da hält der Löſungsverſuch 
unmöglich Stand, welcher vor ſechs Jahren an dieſer Stelle verſucht 
wurde, da erweist ſich eine Theilung des Rechtsgebietes zwiſchen 
der Judicatur des Reichsgerichtes und jener der Verwaltungsbehörden 
unausführbar. 

Faſſen wir den Artikel 12 des oft citirten Staatsgrundgeſetzes 
ſcharf in's Auge. 

Derſelbe garantirt das Recht, Vereine zu bilden, und überläßt 
es beſonderen Geſetzen, „die Ausübung dieſes Rechtes zu regeln“. 
Wenn wir ſomit die engſte Auslegung verſuchen wollen, wenn durch 
die Verfaſſung nur jenes Recht gewährleiſtet ſein ſoll, welches in 
dieſer ſelbſt ausgeführt, nicht bloß bezogen iſt, dann kommt alles 
darauf an, was der Ausdruck „Recht, Vereine zu bilden“, in ſich 
begreiſt, ganz abgeſehen von allen jenen Befugniſſen, welche die 
beſonderen Vereinsgeſetze vielleicht enthalten. In dicſer Entwicklung 
liegt der Verſuch am nächſten, das „Bilden eines Vereines“ für iden⸗ 
tiſch zu halten, mit dem „Gründen eines Vereines“, denn hierin läge 
allerdings eine wirkſame Abgrenzung des Gebietes. Die öſterreichiſchen 
Staatsbürger hätten dann nur das ſtaatsgrundgeſetzlich verbürgte Recht, 
„Vereine zu gründen“, der Rechtsſchutz durch das Reichsgericht wäre 
ganz beſtimmt auf die Fälle der durch die Verwaltung rechtswidrig 
verhinderten Vereinsgründungen beſchränkt. Dieſe Auslegung wider⸗ 
ſpricht aber, von dem völlig unzuläſſigen Zwange ganz abgeſehen, der 
hiemit der Sprache angethan würde 1), auf das Schroffſte der rat. o 
legis, auf dem Gebiete des Vereinslebens den Schutz von Rechten 
zu gewähren. Wenn in dieſer Sphäre von Rechten die Rede ſein ſoll, 
dann iſt es in dem Stadium der Vereinsgründung am wenigſten der 
Fall; wohl aber gewinnen dieſelben Schritt für Schritt um ſo mehr 
Leben, je weiter die Exiſtenz der neu geſchaffenen juriſtiſchen Perſön⸗ 
lichkeit gediehen iſt, je mehr Intereſſen von innerhalb und außerhalb 
des Vereines Stehenden mit dieſer Exiſtenz verknüpft ſind. Hier 
Kommen in der That erworbene Rechte in Frage und wir brauchen 
nur an die Befugniß der Regierung, Vereine aufzulöſen, zu erinnern, 
um ſoſort erkennen zu laſſen, wo das Bedürfniß nach dem Schutze 
von Rechten gegen Eingriffe der Verwaltung am brennendſten iſt. 
Nein, dieſe Auslegung haftet ſo ſehr an der Oberfläche der Dinge, 
daß wir unmöglich länger als einen Augenblick bei derſelben verweilen 
können. In und mit dem Rechte „Vereine zu bilden“ iſt ſowohl das 
Recht gegeben, „einen Verein zu gründen“, als jenes „als Verein 
zu exiſtiren“, es umfaßt das ganze Vereinsleben von der Geburt bis 
zum Tode und in dieſem Umfange iſt ſomit das Recht von der Ver⸗ 
ſaſſung, wenn auch nur in abstracto, anerkannt. 


Die Beſeitigung der Conceſſionirung hinwiederum ſcheint allerdings 
als Princip in dem Wortlaute des Grundrechtes enthalten zu ſein, allein — 
ſie ſcheint es nur, wenn man den Art. 12 für ſich allein in's Auge ſaßt. 
Man braucht nur den nächſtſolgenden Artikel (13) zu leſen, um ſich 
von der Irrthümlichkeit dieſer Auslegung zu überzeugen. In dieſem iſt im 


nur für jedes ſeiner Hauptgebiete, d. h. für jedes der zwei Hauptgeſetze, aus die⸗ 
tem heraus eonſtruirt werden und, hievon ganz abgeſehen, wenn es auch gelänge, 
einige beiden Geſetzen gemeinſame Principien zu gewinnen, ſo wäre hiemit zur 
Interpretation der ſtaatsgrundgeſetzlichen Beſtimmung nichts geſchehen. Was dieſe 
grundrechtliche Norm beſagt, muß ans ihr heraus interpretirt werden, nicht aus 
den wandelbaren Ausführungsgeſetzen, für deren Harmonie mit dem ſtaatsgrund⸗ 
geſetzlichen Imperativ keine zwingende Bürgſchaft beſteht. 

1) „Einen Verein bilden“ heißt entſchieden „als Verein exiſtiren“ ebenſo wie 
„einen Verein gründen“. 


ſtellten Rechtes hat man es aber im zweiten Satze für nothwendig ge⸗ 
halten, Cenſur und Conceſſionsſyſtem ausdrücklich auszuſchließen. In. 
dem Rechte der freien Preſſe in abstracto war dies ſomit noch nicht 
enthalten; hätte die Geſetzgebung die Conceſſionen auf dem Gebiete 
des Vereinsrechts unbedingt ausschließen wollen, jo hätte fie es ebenfalls 
direct ausſprechen müſſen. 

Desgleichen iſt es völlig unfruchtbar, aus der Beſtimmung des 
Grundrechts ableiten zu wollen, daß das Recht der Vereinsbildung 
jedem öſterreichiſchen Staatsbürger zuſtehe, die einzige Erwägung, daß 
eine ſolche Norm ohne die Feſtſteklung der Altersgrenze unwirkſam iſt, 
da die privatrechtlichen Beſtimmungen über die Handlungsfähigkeit für 
dieſes Gebiet des öffentlichen Rechtes nicht ohne weiters maßgebend 
ſind, müßte dieſe Annahme über den Haufen werfen. 

Nach unſerer Anſicht kann daher die Geſetzgebung das Recht, 
Vereine zu bilden, an beliebige Modalitäten knüpſen, ſie kann das den 
Staatsbürgern in abstracto zugeſtandene Recht in concreto ver⸗ 
kümmern, wie ſie will, eine Verfaſſungsverletzung wird durch ſie erſt 
begründet ſein, wenn das Aſſociationsrecht principiell und allgemein negirt 
iſt. Daher iſt es möglich geweſen, daß der Art. 12 des Staatsgrundge— 
ſetzes feine Ausführung zunächſt ausſchließlich in dem Vereinsgeſetze 
von 1852 fand, welches auf dem Principe der Conceſſionirung fußt, 
und auch heute noch zum Theile in dieſem findet. Und ebendaher 
folgt es, daß das Vereinsgeſetz von 1867, welches zwar vor der 
Publication der Verfaſſungsgeſetze berathen und kundgemacht wurde, 
aber doch mit dieſen in innigem Zuſammenhange ſteht, ganze Claſſen 
von Staatsbürgern, und zwar ſolche, welche ſich civilrechtlich ſehr 
wohl zu verpflichten vermöchten, von gewiſſen Kategorieen der Ver⸗ 
einsbildungen, nämlich den ſpecifiſch politiſchen, ausschließen kann. 

Welche Bedeutung hat nun die grundrechtliche Sanction? 

Der Artikel 12 beherrſcht oder betrifft das ganze Vereinsgebiet, 
ſo weit nur immer der Begriff des Vereins reicht, die Ausübung des 
Vereinsrechtes findet aber nach Maßgabe mehrerer, in ihren Principien 
weſentlich verſchiedenen Geſetze ſtatt. Nicht irgend eine materielle Be⸗ 
fugniß gewährleiſtet ſomit das „Recht, Vereine zu bilden“, ſondern 
nur den formalen Anſpruch, nach jenen „beſonderen“ Geſetzen behan⸗ 
delt zu werden, welche die geſetzgebende Gewalt rite erlaſſen hat. 
Keine Bürgſchaft gegen eine Verkümmerung der Affociationsfreiheit 
durch die Geſetzgebung iſt den öſterreichiſchen Staatsbürgern durch das 
„Staatsgrundgeſetz“ gegeben, wohl aber haben ſie durch dasſelbe die 
Gewährleiſtung des „Rechts“, nach Maßgabe der erlaſſenen beſonderen 
Geſetze, welchen Inhalt dieſe nun immer haben mögen, Vereine zu bil⸗ 
den, und ſomit den Anſpruch auf Rechtsſchutz gegen Eingriffe der Ver⸗ 
waltung in geſetzmäßige Vereinsbildungen. Des Schutzes gegen die Wan⸗ 
delbarkeit der Geſetzgebung, welcher der Verfaſſung in allen ihren 
Theilen zukommt, erfreut ſich das Vereinsrecht nicht (bis auf den einen 
Paſſus der Grundrechte), die Garantieen gegen rechtswidrige Eingriffe 
der Verwaltung ſollten ihr aber durch richterliche Tribunale in vollem 
Maße zu Theil werden. Allerdings auch dies nur mit einer Einſchrän⸗ 
kung. Die Betheiligung am Vereinsleben (mit einziger Ausnahme der 
politiſchen Vereine) ſteht allen Ausländern offen, die Conſtituirung von 
Vereinem der Ausländer auf öſterreichiſchem Boden iſt auf Grund des 
Vereinsgeſetzes vollkommen zuläſſig, alle dieſe Beziehungen und Bildun⸗ 
gen ſind aber von dem reichsgerichtlichen Schutze eximirt, da nur das 
Vereinsvecht der öſterreichiſchen Staatsbürger von der Verſaſſung ge⸗ 
währleiſtet iſt. Das Vereinsrecht der öſterreichiſchen Staatsbürger ſteht 
unter reichsgerichtlichem Schutze, das iſt die nächſte praktiſche Bedeutung 
der grundrechtlichen Sanction. 

Wer die von uns aufgeſtellte Löſung beſtreitet, wer die Judica⸗ 
tur des Reichsgerichtes über das geſammte Vereinsrecht 12), jo weit dieſes 
der Handhabung durch die Verwaltungsbehörden unterworfen iſt, als eine 


15) Mit der ſelbſtverſtändlichen Ausnahme jener Fragen, welche das Geſetz 
ſelbſt dem freien Ermeſſen der Verwaltungsbehörden überlaſſen hat, obwohl in 
den Geſetzen über das Reichsgericht nicht wie in jenem über den Verwaltungs⸗ 
gerichtshof (8 3, lit, e) alle Sachen der freien Verwaltung ausdrücklich 
ausgeſchieden ſind. Das Reichsgericht hat dieſen Standpunkt in zwei Er⸗ 
kenntniſſen über das Vereins⸗ und Verſammlungsrecht (57 und 78 von Hye's 
Sammlung) zu dem ſeinigen gemacht, indem es bezüglich der Beurtheilung der 
Staatsgefährlichkeit eines Vereines oder einer Verſammlung ſich darauf beſchränkte, 
die Conſtatirung der als ſtaatsgefährlich angeſehenen Thatjachen zu prüfen, die 

Beurtheilung der Staatsgefährlichkeit ſelbſt aber ablehnte. 


politiſche Uumoglichkeit nicht concediren will, ſondern nur die Judicatur Vorausſetzungen ein, nur habe dieſes lediglich zu caſſiren und nicht 
über die Principien zugibt, der muß noch einen Schritt weiter eine Verfaſſungsverletzung zu conſtatiren, ſo begegnet man der Mög⸗ 
gehen und die Competenz des Reichsgerichts vollſtändig negiren. In lichkeit einer zwar nicht formell aber materiell zwieſpältigen Recht⸗ 
dem Grundvechte ſelbſt ſind Principien nicht enthalten, welche als das ſprechung, die für das zu ſchützende Rechtsgebiet wo möglich von noch 
Fundament einer Klage, eines Urtheils faßbar wären, und aus den größerem Uebel iſt. 
Ausführungsgeſetzen ſolche zu abſtrahiren, um fie in das Grundrecht Auch auf dieſem Gebiete erweist ſich demnach vor allem die 
hineinzulegen, iſt ein völlig willkürliches, unzuläſſiges Unternehmen; Nothwendigkeit einer Klarſtellung der Rechtsſphäre des Reichs⸗ 
der Artikel 12 iſt dann fürwahr das Meſſer ohne Heft und Klinge. gerichtes und Verwaltungsgerichtshofes. Entweder muß das Reichs⸗ 

Mit unſerer Auffaſſung ſtimmt in der Weſenheit die Praxis des gericht auf ſeine Functionen als Competenzgerichtshof beſchränkt oder 
Reichsgerichtes ſelbſt überein, wiederholt hat dasſelbe nicht nur aus es muͤſſen, wenn er ein Cauſal- und Specialverwaltungsgerichtshof 
Anlaß der verweigerten Vereinsgründung, ſondern auch bei behinderter bleiben ſoll, ihm klar beſtimmte Gebiete des ſtreitigen öffentlichen 
Statutenänderung und vor allem im Falle der von der Behörde ver- Rechts zur vollen richterlichen Judicatur überlaſſen werden. 
fügten Vereinsauflöſung erkannt, und was uns von beſonderem Intereſſe 
iſt, die Regierung hat in den bezüglichen Verhandlungen niemals die 
Competenz des Reichsgerichtes beſtritten, während dies in anderen Ka⸗ r 5 
tegorieen reichsgerichtlicher Rechtsſachen bekanntlich ſehr oft geſchehen iſt. Mittheilungen aus der Praxis. 

Haben wir im Vorſtehendeu unſere Anſicht über den Umfang — 
der vereinsrechtlichen Competenz des Reichsgerichtes des weiteren ent | Commiſſionskoſten für Forſtfrevelerhebungen. Der Beanzeigte iſt 
wickelt, fo werden wir über die Art dieſer Judicatur uns ſehr kurz im Sinne des $ 23 Alin. 3 des Forſtgeſetzes ſchuldfrei, wenn er 
zu faffen vermögen. Durch § 35 des Vollzugsgeſetzes vom 18. April der angeſchuldeten Uebertretung fchuldlos geſprochen wurde. 
1869 iſt unzweifelhaft feſtgeſtellt, daß das Judicat des Reichsgerichtes Bartholomäus J. in F. und Michael K. in H. machten bei der 
über Beſchwerden wegen Verletzung verfaſſungsmäßig gewährleiſteter Bezirkshauptmannſchaft die Anzeige, daß der Grundbeſitzer Jakob E. 
politiſcher Rechte, geſchweige eine reformirende, nicht einmal eine ſein Vieh in ihre Wälder zur Weide eingetrieben habe. Nach Verneh⸗ 
caſſatoriſche, ſondern nur eine rein theoretiſche — um den mung der Parteien und der Zeugen hat die Bezirkshauptmannſchaft 
in den Reichsrathsverhandlungen gebrauchten Ausdruck zu wiederholen, unterm 31. December 1876, auf Grund der diesfalls gepflogenen com⸗ 
eine moraliſche — Bedeutung habe. In dieſen Fällen hat ſich das miſſionellen Verhandlungen den Jakob E. von der Uebertretung des 
Judicat darauf zu beſchränken, daß durch die Verfügung einer Ver⸗ 8 60, Abſ. 8 des Forſtgeſetzes losgeſprochen, jedoch denſelben auf 
waltungsbehörde eine Verletzung des bezüglichen Rechtes ſtattgefunden Grund des § 23. Alin. 3 desſelben Geſetzes zum Erſatze der Koſten 


habe; die Adminiſtrativverfügung ſelbſt bleibt aber vollkommen aufs der commiſſionellen Erhebung im Betrage von 11 fl. 31 kr. verurtheilt 
recht, wenn die Verwaltung ſich nicht freiwillig vor dem Spruche des mit der Begründung, daß dem Jakob E. allerdings ein wirklicher 
Reichsgerichtes beugt. 


Ä 1 10 1 (abſichtlicher) Vieheintrieb in fremde Wälder und folglich eine ſtrafbare 

Es liegt daher die Frage nahe: Gibt es, wenn ſchon ein höchſtes Handlung nicht nachgewieſen werden konnte, daß er jedoch immerhin 

Tribunal beſteht, um eine Verfaſſungsverletzung objectiv zu conftativen, | zweifellos durch die Unachtſamkeit feines Hirten und das hiedurch herbei⸗ 

nicht auch ein Rechtsmittel, um die Wiederherſtellung des getrübten geführte Eindringen ſeines Viehes in die Nachbarforſte zu der commiſ⸗ 
Rechtszuſtandes für das verletzte Subject 


0 ie Dr l praktiſch 4 durchzuſetzen? | fionellen Erhebung an Ort und Stelle Anlaß gegeben habe. 
Dieſes Mittel iſt jetzt ſür die durch die Verwaltungsbehörden verletzten Die beiden Kläger wurden mit ihrem Anſpruche auf Erſatz des 


Rechte im Allgemeinen nicht nur principiell anerkannt, ſondern durch ihnen durch das Vieh erwachſenen Schadens nach 8 64 alin. 2 des 
die Inſtitution des Verwaltungsgerichtshofes auch in der That gegeben. Forſtgeſetzes auf den Civilrechtsweg gewieſen. 
Es fragt ſich nun: Iſt es nur für die durch die Verfaſſung gewährleiſte⸗ Gegen dieſe Entſcheidung hat Jakob E. an die Statthalterei 
ten politiſchen Rechte entzogen, nämlich aus dem Grunde, weil die dem recurrirt, welche unterm 19. Jänner 1877 dem Recurſe Folge gab, hin⸗ 
Reichsgericht „vorbehaltenen Angelegenheiten“ von der Competenz des ſichtlich der Commiſſionskoſten die Entſcheidung der Bezirkshauptmann⸗ 
Verwaltungsgerichtshofes ausgenommen find, oder beſteht es auch für ſchaft behob und erkannte, daß Bartholomäus J. und Michael K. ver⸗ 
dieſe zu Recht? Dieſe Frage würde für ſich allein eine eingehende Er⸗ pflichtet ſind, die Erhebungskoſten per 11 fl. 31 kr. zu gleichen Theilen 
örterung erheiſchen, wir können aber dieſelbe heute unmöglich unternehmen, zu bezahlen, nachdem Jakob E. hinſichtlich der ihm angeſchuldeten 
weil ſie uns über den Rahmen des Blattes weit hinausführen würde. Uebertretung des §S 60, P. 8 des Forſtgeſetzes ſchuldlos geſprochen 
Wir wollen daher nur die Schwierigkeiten andeuten, welche ſich einer wurde und Bartholomäus J. und Michael K. durch ihre bei der Be⸗ 
Löſung der Frage in jeder Richtung entgegenſtellen und durch die Hyper⸗ zirkshauptmannſchaft gemachte Anzeige die Localerhebung veranlaßten. 
trophie an rechtsſprechenden Tribunalen verurſacht ſind. | Gegen diefe Entſcheidung haben Bartholomäus J. und Michael 
Hält man dafür, daß dem Reichsgerichte beſtimmte causae in K. den Miniſterialrecurs eingebracht, in welchem dieſelben betonten, daß 
materia vorbehalten, daß demnach die qualificirten politiſchen Rechte bei der am 23. Auguſt 1876 abgehaltenen Localcommiſſion conſtatirt 
jeder anderen verwaltungsgerichtlichen Judicatur in jeder Beziehung entzogen worden ſei, daß von E. Vieh in ihre Waldungen eingetrieben wurde, 
ſind, ſo ergibt ſich ein heilloſer Widerſpruch in der Geſetzgebung. Es iſt dann daß der erſchienene Forſtinſpector den Forſtſchaden mit 2 fl. 80 kr. 
bei jeder Verletzung von Rechten von Seite einer Verwaltungsbehörde, und 1 fl. 24 kr. abſchätzte, daß, da das Vergehen des E. zu der Lo⸗ 
bei dem geringſten Eingriff in das unbedeutendſte derſelben, die Sa- calcommiſſion Anlaß gab, die Entſcheidung der Bezirkshauptmannſchaft 
nirung durch den Verwaltungsgerichtshof, nämlich die Caſſation der begründet geweſen ſei. 
rechtswidrigen Verſügung ſtatthaft, mit einziger Ausnahme jener Rechte, Das Miniſterium des Innern jedoch hat ddo. 5. April 1877, 
denen man wegen ihrer durch die Verfaſſung anerkannten politiſchen Z. 2374 der Berufung des Bartholomäus J. und Michael K. aus 
Bedeutung den eigenen, hervorragenden Gerichtsſtand des Reichsgerichtes den Gründen der Entſcheidung der Statthalterei keine Folge gegeben. 
M. 


eingeräumt hat. Jene Rechte, welche durch ſieben Jahre ſich vor allen 

anderen eines Rechtsſchutzes gegen adminiſtrative Eingriffe, wenn auch — 

mit beſchränkter Wirkung, erfreuten, wären jetzt, da die Rechtſprechung Perſonalien. 

auf dem Gebiete der Verwaltung durch ein unabhängiges Tribunal eine Seine Majeſtät haben dem Legationsrathe J. Kategorie Karl Grafen 

allgemeine Einrichtung geworden iſt, zu den am wenigſten geſchützten Zakuski das Comthurkreuz des Franz⸗Joſeph⸗Ordens verliehen. 

herabgeſunken. ö ; Der Minifter des Innern 15 220 Bezirkscommiſſär Clemens Beer zum 
Iſt Man dagegen der Anſicht, eile Aber Pen Ausſpru ch, daß Statthaltereiſecretär bei der n.-d. Statthalterei ernannt. 

eine Verletzung eines durch die Verfaſſung gewährleiſteten politiſchen ledbi gungen 

Rechtes ſtattgefunden hat, hinausreichende Judicatur ſei keine dem Reichs⸗ 5 anne 


5 N 0 Mehrere Steueroberinſpectorsſtellen in der achten und Steuerinſpectors⸗ 
gerichte vorbehaltene Angelegenheit, it man der Anſicht, es trete auch ſtellen in der neunten Rangsclaſſe für den directen Steuerdienſt in Wien, bis 
hier die Eompetenz des Verwaltungsgerichtshoſes unter den gewöhnlichen 20. Juni. (Amtsbl. Nr. 120). 
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